See the notice on TED website

221985-2024 - Wettbewerb

Deutschland — Dienstleistungen von Ingenieurbiiros — Energetische Sanierung der
Mehrzweckhalle in Georgensmiind

OJ S 74/2024 15/04/2024

Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung — Standardregelung
Dienstleistungen

1. Beschaffer

1.1. Beschaffer
Offizielle Bezeichnung: Gemeinde Georgensmund
E-Mail: klaus.wolfsberger@georgensmuend.de
Rechtsform des Erwerbers: Lokale Gebietskorperschaft
Tatigkeit des offentlichen Auftraggebers: Allgemeine 6ffentliche Verwaltung

2. Verfahren

2.1. Verfahren
Titel: Energetische Sanierung der Mehrzweckhalle in Georgensmund
Beschreibung: Georgensmund plant die Energetische Sanierung der Mehrzweckhalle in
Georgensmund - daflr wird die Technische Gebaudeausstattung ALG 1-8, LPH 1-9 nach
HOAI 2021 bendtigt
Kennung des Verfahrens: 1202bc86-8c17-40f7-8661-0f087e34b7d7
Interne Kennung: 2023_02
Verfahrensart: Verhandlungsverfahren mit vorheriger Veroffentlichung eines Aufrufs zum
Wettbewerb/Verhandlungsverfahren
Das Verfahren wird beschleunigt: nein

211. Zweck
Art des Auftrags: Dienstleistungen
Haupteinstufung (cpv): 71300000 Dienstleistungen von Ingenieurblros

2.1.2. Erfillungsort
Stadt: Georgensmiind
Postleitzahl: 91165
Land, Gliederung (NUTS): Roth (DE25B)
Land: Deutschland

2.1.4. Allgemeine Informationen
Zusatzliche Informationen: #Besonders geeignet fur:selbst#Der Bieter hat anzugeben
inwieweit sein Unternehmen einen Bezug zu Russland hat. Dafur ist Punkt 5 im
Bewerberbogen auszufullen.Angebote kdnnen ausschliel3lich von registrierten Bewerbern
Uber die Vergabeplattform (www.staatsanzeiger-eservices.de) in Textform eingereicht werden.
Die Kommunikation (Fragen, Auskunfte) erfolgt ausschliel3lich Gber die Vergabeplattform.
Rechtsgrundlage:
Richtlinie 2014/24/EU
vgv -0

2.1.6. Ausschlussgriinde
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Der Zahlungsunfahigkeit vergleichbare Lage gemal} nationaler Rechtsvorschriften: Es gelten
zusatzlich die gesetzlichen Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 126 GWB. Der Bieter
hat anzugeben, ob Ausschlussgrinde nach §§ 123,124 GWB vorliegen und ob er selbst bzw.
ein nach Satzung oder Gesetz fir den Bieter Vertretungsberechtigter in den letzten zwei
Jahren ¢« gem. § 21 Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz oder « gem. § 21
Abs. 1 Arbeitnehmerentsendegesetz oder « gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz mit einer
Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessatzen
oder einer Geldbul3e von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.

Konkurs: Es gelten zusatzlich die gesetzlichen Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis
126 GWB. Der Bieter hat anzugeben, ob Ausschlussgrinde nach §§ 123,124 GWB vorliegen
und ob er selbst bzw. ein nach Satzung oder Gesetz fir den Bieter Vertretungsberechtigter in
den letzten zwei Jahren < gem. § 21 Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekampfungsgesetz
oder « gem. § 21 Abs. 1 Arbeitnehmerentsendegesetz oder » gem. § 19 Abs. 1
Mindestlohngesetz mit einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe
von mehr als 90 Tagessatzen oder einer Geldbul’e von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.
Korruption: Es gelten zusatzlich die gesetzlichen Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis
126 GWB. Der Bieter hat anzugeben, ob Ausschlussgrinde nach §§ 123,124 GWB vorliegen
und ob er selbst bzw. ein nach Satzung oder Gesetz fur den Bieter Vertretungsberechtigter in
den letzten zwei Jahren « gem. § 21 Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekampfungsgesetz
oder - gem. § 21 Abs. 1 Arbeithnehmerentsendegesetz oder « gem. § 19 Abs. 1
Mindestlohngesetz mit einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe
von mehr als 90 Tagessatzen oder einer GeldbulRe von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.
Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung: Es gelten zusatzlich die gesetzlichen
Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 126 GWB. Der Bieter hat anzugeben, ob
Ausschlussgrunde nach §§ 123,124 GWB vorliegen und ob er selbst bzw. ein nach Satzung
oder Gesetz fur den Bieter Vertretungsberechtigter in den letzten zwei Jahren « gem. § 21
Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekampfungsgesetz oder « gem. § 21 Abs. 1
Arbeithehmerentsendegesetz oder « gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz mit einer
Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessatzen
oder einer Geldbul3e von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.

Vereinbarungen mit anderen Wirtschaftsteilnehmern zur Verzerrung des Wettbewerbs: Es
gelten zusatzlich die gesetzlichen Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 126 GWB.
Der Bieter hat anzugeben, ob Ausschlussgrinde nach §§ 123,124 GWB vorliegen und ob er
selbst bzw. ein nach Satzung oder Gesetz fir den Bieter Vertretungsberechtigter in den
letzten zwei Jahren « gem. § 21 Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekampfungsgesetz oder
* gem. § 21 Abs. 1 Arbeithnehmerentsendegesetz oder « gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz
mit einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90
Tagessatzen oder einer Geldbuf3e von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.

Verstol3 gegen umweltrechtliche Verpflichtungen: Es gelten zusatzlich die gesetzlichen
Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 126 GWB. Der Bieter hat anzugeben, ob
Ausschlussgrunde nach §§ 123,124 GWB vorliegen und ob er selbst bzw. ein nach Satzung
oder Gesetz fur den Bieter Vertretungsberechtigter in den letzten zwei Jahren « gem. § 21
Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekampfungsgesetz oder « gem. § 21 Abs. 1
Arbeithehmerentsendegesetz oder « gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz mit einer
Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessatzen
oder einer Geldbul3e von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.

Geldwasche oder Terrorismusfinanzierung: Es gelten zusatzlich die gesetzlichen
Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 126 GWB. Der Bieter hat anzugeben, ob
Ausschlussgrunde nach §§ 123,124 GWB vorliegen und ob er selbst bzw. ein nach Satzung
oder Gesetz fur den Bieter Vertretungsberechtigter in den letzten zwei Jahren « gem. § 21
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Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekampfungsgesetz oder « gem. § 21 Abs. 1
Arbeithehmerentsendegesetz oder « gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz mit einer
Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessatzen
oder einer Geldbul3e von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.

Betrugsbekampfung: Es gelten zusatzlich die gesetzlichen Ausschlussvoraussetzungen nach
§§ 123 bis 126 GWB. Der Bieter hat anzugeben, ob Ausschlussgriinde nach §§ 123,124 GWB
vorliegen und ob er selbst bzw. ein nach Satzung oder Gesetz fur den Bieter
Vertretungsberechtigter in den letzten zwei Jahren « gem. § 21 Abs. 1 Satz 1 oder 2
Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz oder « gem. § 21 Abs. 1 Arbeitnehmerentsendegesetz
oder * gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz mit einer Freiheitsstrafe von mehr als drei
Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessatzen oder einer Geldbulie von mehr
als 2.500 Euro belegt worden ist.

Kinderarbeit und andere Formen des Menschenhandels: Es gelten zusatzlich die gesetzlichen
Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 126 GWB. Der Bieter hat anzugeben, ob
Ausschlussgrunde nach §§ 123,124 GWB vorliegen und ob er selbst bzw. ein nach Satzung
oder Gesetz fur den Bieter Vertretungsberechtigter in den letzten zwei Jahren « gem. § 21
Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekampfungsgesetz oder « gem. § 21 Abs. 1
Arbeithehmerentsendegesetz oder « gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz mit einer
Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessatzen
oder einer Geldbul3e von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.

Zahlungsunfahigkeit: Es gelten zusatzlich die gesetzlichen Ausschlussvoraussetzungen nach
§§ 123 bis 126 GWB. Der Bieter hat anzugeben, ob Ausschlussgriinde nach §§ 123,124 GWB
vorliegen und ob er selbst bzw. ein nach Satzung oder Gesetz fur den Bieter
Vertretungsberechtigter in den letzten zwei Jahren « gem. § 21 Abs. 1 Satz 1 oder 2
Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz oder « gem. § 21 Abs. 1 Arbeitnehmerentsendegesetz
oder * gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz mit einer Freiheitsstrafe von mehr als drei
Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessatzen oder einer Geldbul’e von mehr
als 2.500 Euro belegt worden ist.

Verstol gegen arbeitsrechtliche Verpflichtungen: Es gelten zusatzlich die gesetzlichen
Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 126 GWB. Der Bieter hat anzugeben, ob
Ausschlussgrunde nach §§ 123,124 GWB vorliegen und ob er selbst bzw. ein nach Satzung
oder Gesetz fur den Bieter Vertretungsberechtigter in den letzten zwei Jahren « gem. § 21
Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekampfungsgesetz oder « gem. § 21 Abs. 1
Arbeithehmerentsendegesetz oder « gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz mit einer
Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessatzen
oder einer Geldbul3e von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.

Falsche Angaben, verweigerte Informationen, die nicht in der Lage sind, die erforderlichen
Unterlagen vorzulegen, und haben vertrauliche Informationen tber dieses Verfahren erhalten.:
Es gelten zusatzlich die gesetzlichen Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 126 GWB.
Der Bieter hat anzugeben, ob Ausschlussgriinde nach §§ 123,124 GWB vorliegen und ob er
selbst bzw. ein nach Satzung oder Gesetz fur den Bieter Vertretungsberechtigter in den
letzten zwei Jahren « gem. § 21 Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekampfungsgesetz oder
* gem. § 21 Abs. 1 Arbeithnehmerentsendegesetz oder « gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz
mit einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90
Tagessatzen oder einer Geldbuf3e von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.

Rein innerstaatliche Ausschlussgrinde: Es gelten zusatzlich die gesetzlichen
Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 126 GWB. Der Bieter hat anzugeben, ob
Ausschlussgrinde nach §§ 123,124 GWB vorliegen und ob er selbst bzw. ein nach Satzung
oder Gesetz fur den Bieter Vertretungsberechtigter in den letzten zwei Jahren « gem. § 21
Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz oder « gem. § 21 Abs. 1
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Arbeithehmerentsendegesetz oder « gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz mit einer
Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessatzen
oder einer GeldbufRe von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.

Interessenkonflikt aufgrund seiner Teilnahme an dem Vergabeverfahren: Es gelten zusatzlich
die gesetzlichen Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 126 GWB. Der Bieter hat
anzugeben, ob Ausschlussgrinde nach §§ 123,124 GWB vorliegen und ob er selbst bzw. ein
nach Satzung oder Gesetz fur den Bieter Vertretungsberechtigter in den letzten zwei Jahren ¢
gem. § 21 Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz oder  gem. § 21 Abs. 1
Arbeithehmerentsendegesetz oder « gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz mit einer
Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessatzen
oder einer GeldbufRe von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.

Direkte oder indirekte Beteiligung an der Vorbereitung des Vergabeverfahrens: Es gelten
zusatzlich die gesetzlichen Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 126 GWB. Der Bieter
hat anzugeben, ob Ausschlussgrinde nach §§ 123,124 GWB vorliegen und ob er selbst bzw.
ein nach Satzung oder Gesetz fur den Bieter Vertretungsberechtigter in den letzten zwei
Jahren < gem. § 21 Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz oder « gem. § 21
Abs. 1 Arbeitnehmerentsendegesetz oder « gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz mit einer
Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessatzen
oder einer GeldbufRe von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.

Schwere Verfehlung im Rahmen der beruflichen Tatigkeit: Es gelten zusatzlich die
gesetzlichen Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 126 GWB. Der Bieter hat
anzugeben, ob Ausschlussgrinde nach §§ 123,124 GWB vorliegen und ob er selbst bzw. ein
nach Satzung oder Gesetz fur den Bieter Vertretungsberechtigter in den letzten zwei Jahren ¢
gem. § 21 Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz oder  gem. § 21 Abs. 1
Arbeithehmerentsendegesetz oder « gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz mit einer
Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessatzen
oder einer GeldbufRe von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.

Vorzeitige Beendigung, Schadensersatz oder andere vergleichbare Sanktionen: Es gelten
zusatzlich die gesetzlichen Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 126 GWB. Der Bieter
hat anzugeben, ob Ausschlussgrinde nach §§ 123,124 GWB vorliegen und ob er selbst bzw.
ein nach Satzung oder Gesetz fur den Bieter Vertretungsberechtigter in den letzten zwei
Jahren < gem. § 21 Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz oder « gem. § 21
Abs. 1 Arbeitnehmerentsendegesetz oder « gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz mit einer
Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessatzen
oder einer GeldbufRe von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.

Verstol gegen sozialrechtliche Verpflichtungen: Es gelten zusatzlich die gesetzlichen
Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 126 GWB. Der Bieter hat anzugeben, ob
Ausschlussgrinde nach §§ 123,124 GWB vorliegen und ob er selbst bzw. ein nach Satzung
oder Gesetz fur den Bieter Vertretungsberechtigter in den letzten zwei Jahren « gem. § 21
Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz oder « gem. § 21 Abs. 1
Arbeithehmerentsendegesetz oder « gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz mit einer
Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessatzen
oder einer GeldbufRe von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.

Zahlung der Sozialversicherungsbeitrage: Es gelten zusatzlich die gesetzlichen
Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 126 GWB. Der Bieter hat anzugeben, ob
Ausschlussgrinde nach §§ 123,124 GWB vorliegen und ob er selbst bzw. ein nach Satzung
oder Gesetz fur den Bieter Vertretungsberechtigter in den letzten zwei Jahren « gem. § 21
Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz oder « gem. § 21 Abs. 1
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Arbeithehmerentsendegesetz oder « gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz mit einer
Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessatzen
oder einer GeldbufRe von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.

Einstellung der gewerblichen Tatigkeit: Es gelten zusatzlich die gesetzlichen
Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 126 GWB. Der Bieter hat anzugeben, ob
Ausschlussgrinde nach §§ 123,124 GWB vorliegen und ob er selbst bzw. ein nach Satzung
oder Gesetz fur den Bieter Vertretungsberechtigter in den letzten zwei Jahren « gem. § 21
Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz oder « gem. § 21 Abs. 1
Arbeithehmerentsendegesetz oder « gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz mit einer
Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessatzen
oder einer GeldbufRe von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.

Entrichtung von Steuern: Es gelten zusatzlich die gesetzlichen Ausschlussvoraussetzungen
nach §§ 123 bis 126 GWB. Der Bieter hat anzugeben, ob Ausschlussgrinde nach §§ 123,124
GWB vorliegen und ob er selbst bzw. ein nach Satzung oder Gesetz fur den Bieter
Vertretungsberechtigter in den letzten zwei Jahren « gem. § 21 Abs. 1 Satz 1 oder 2
Schwarzarbeitsbekampfungsgesetz oder « gem. § 21 Abs. 1 Arbeitnehmerentsendegesetz
oder * gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz mit einer Freiheitsstrafe von mehr als drei
Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessatzen oder einer Geldbulie von mehr
als 2.500 Euro belegt worden ist.

Terroristische Straftaten oder Straftaten im Zusammenhang mit terroristischen Aktivitaten: Es
gelten zusatzlich die gesetzlichen Ausschlussvoraussetzungen nach §§ 123 bis 126 GWB.
Der Bieter hat anzugeben, ob Ausschlussgriinde nach §§ 123,124 GWB vorliegen und ob er
selbst bzw. ein nach Satzung oder Gesetz fur den Bieter Vertretungsberechtigter in den
letzten zwei Jahren « gem. § 21 Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeitsbekampfungsgesetz oder
* gem. § 21 Abs. 1 Arbeithehmerentsendegesetz oder « gem. § 19 Abs. 1 Mindestlohngesetz
mit einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90
Tagessatzen oder einer Geldbuf3e von mehr als 2.500 Euro belegt worden ist.

5. Los

5.1. Los: LOT-0001
Titel: energetische Sanierung der Mehrzweckhalle in Georgensmuind
Beschreibung: Technische Gebaudeausstattung ALG 1-8, LPH 1-9 nach HOAI 2021
Interne Kennung: 2023_02

5.1.1. Zweck
Art des Auftrags: Dienstleistungen
Haupteinstufung (cpv): 71300000 Dienstleistungen von Ingenieurblros

5.1.2. Erfullungsort
Postanschrift: Gemeinde Georgensmind91165 Georgensmund
Stadt: georgensmuind
Postleitzahl: 91165
Land, Gliederung (NUTS): Roth (DE25B)
Land: Deutschland

5.1.3. Geschatzte Dauer
Datum des Beginns: 02/09/2024
Enddatum der Laufzeit: 31/12/2027

5.1.6. Allgemeine Informationen
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Die Namen und beruflichen Qualifikationen des zur Auftragsausfuhrung eingesetzten
Personals sind anzugeben: Erforderlich flir das Angebot

Auftragsvergabeprojekt nicht aus EU-Mitteln finanziert

Die Beschaffung fallt unter das Ubereinkommen Uber das 6ffentliche Beschaffungswesen: ja
Diese Auftragsvergabe ist auch fur kleine und mittlere Unternehmen (KMU) geeignet: ja
Zusatzliche Informationen: #Besonders geeignet flur:selbst#

5.1.7. Strategische Auftragsvergabe
Ziel der strategischen Auftragsvergabe: Keine strategische Beschaffung

5.1.9. Eignungskriterien
Kriterium:
Art: Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfahigkeit
Bezeichnung: Nachweise u. Angaben insbes. nach § 45 VgV. Details Bewerbungsbogen
Punkt 7. Umsatz im Durchschnitt der letzten 3 Geschéftsjahre fur das Leistungsbild der
vergebenden Leistung. Berufshaftpflicht des AN/der ARGE je 3 Mio EUR Personen- u.
sonstige Schaden bei einem, in einem Mitgliedsstaat der EU oder eines Vertragsstaates des
Abkommens tber den Europ. Wirtschaftsraum zugelassenen Vers.-Unternehmens
Beschreibung des Auswahlkriteriums: Direkter Link zur Eigenerklarung -- siehe Link
https://www.staatsanzeiger-eservices.de/adJs/EFormsBekEigenUrl?z_param=291334
Anhand der Kriterien werden die Bewerber ausgewahlt, die zur zweiten Phase des Verfahrens
eingeladen werden sollen

Kriterium:

Art: Eignung zur Berufsausubung

Bezeichnung: Gefordert werden Nachweise und Angaben der erlaubten Berufszulassung vom
Inhaber/Inhaberin o. Fihrungskrafte des Unternehmens o. Projektleitung. Durch Vorlage der
Berufszulassung (Kopie Kammereintragung o. Bescheinigungen Uber die Erlaubnis zur
Berufsaustibung, z.B. Dipl.-Ing.

Beschreibung des Auswahlkriteriums: Direkter Link zur Eigenerklarung -- siehe Link
https://www.staatsanzeiger-eservices.de/aJs/EFormsBekEigenUrl?z_param=291334

Anhand der Kriterien werden die Bewerber ausgewahlt, die zur zweiten Phase des Verfahrens
eingeladen werden sollen

Kriterium:

Art: Technische und berufliche Leistungsfahigkeit

Bezeichnung: siehe Bewerbungsbogen Punkt 8

Beschreibung des Auswahlkriteriums: Direkter Link zur Eigenerklarung -- siehe Link
https://www.staatsanzeiger-eservices.de/aJs/EFormsBekEigenUrl?z_param=291334

Anhand der Kriterien werden die Bewerber ausgewahlt, die zur zweiten Phase des Verfahrens
eingeladen werden sollen

Informationen lber die zweite Phase eines zweiphasigen Verfahrens:

Der Erwerber behalt sich das Recht vor, den Auftrag aufgrund der urspriinglichen Angebote
ohne weitere Verhandlungen zu vergeben

5.1.10. Zuschlagskriterien
Kriterium:
Art: Preis
Beschreibung: Der Preis ist nicht das einzige Zuschlagskriterium; alle Kriterien sind nur in den
Beschaffungsunterlagen aufgefuhrt
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5.1.11. Auftragsunterlagen
Sprachen, in denen die Auftragsunterlagen offiziell verfugbar sind: Deutsch
Internetadresse der Auftragsunterlagen: https://www.staatsanzeiger-eservices.de/aJs
/[EFormsBekVuUrl?z_param=291334

5.1.12. Bedingungen fiir die Auftragsvergabe
Bedingungen fiir die Einreichung:
Elektronische Einreichung: Erforderlich
Adresse flr die Einreichung: https://staatsanzeiger-eservices.de
Sprachen, in denen Angebote oder Teilnahmeantrage eingereicht werden kdnnen: Deutsch
Elektronischer Katalog: Nicht zulassig
Varianten: Nicht zulassig
Die Bieter konnen mehrere Angebote einreichen: Nicht zulassig
Frist fir den Eingang der Teilnahmeantrage: 15/05/2024 10:00:00 (UTC+01:00)
Mitteleuropaische Zeit, Westeuropaische Sommerzeit
Dauer, wahrend der das Angebot gultig bleiben muss: 60 Tage
Informationen, die nach Ablauf der Einreichungsfrist erganzt werden kénnen:
Nach Ermessen des Kaufers kdnnen einige fehlenden Bieterunterlagen nach Fristablauf
nachgereicht werden.
Zusatzliche Informationen: 0
Auftragsbedingungen:
Die Auftragsausfuhrung muss im Rahmen von Programmen fur geschutzte
Beschaftigungsverhaltnisse erfolgen: Nein
Elektronische Rechnungsstellung: Erforderlich
Auftrage werden elektronisch erteilt: ja
Zahlungen werden elektronisch geleistet: ja

5.1.15. Techniken
Rahmenvereinbarung:
Keine Rahmenvereinbarung
Informationen liber das dynamische Beschaffungssystem:
Kein dynamisches Beschaffungssystem

5.1.16. Weitere Informationen, Schlichtung und Nachprufung
Schlichtungsstelle: Vergabekammer Nordbayern bei der Regierung von Mittelfranken
Uberprifungsstelle: Vergabekammer Nordbayern bei der Regierung von Mittelfranken
Informationen Uber die Uberpriifungsfristen: Der Nachpriifungsantrag ist nach § 160 Abs. 3
GWB unzulassig, soweit der Antragsteller den geltend gemachten Verstol3 gegen
Vergabevorschriften vor Einreichen des Nachpruifungsantrags erkannt und gegentber dem
Auftraggeber nicht innerhalb einer Frist von zehn Kalendertagen gerlgt hat; Versto3e gegen
Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekanntmachung erkennbar sind, mussen spatestens
bis zum Ablauf der in der Bekanntmachung benannten Frist zur Bewerbung oder zur
Angebotsabgabe gegentber dem Auftraggeber gertigt werden, Verstolie gegen
Vergabevorschriften, die erst in den Vergabeunterlagen erkennbar sind, spatestens bis zum
Ablauf der Frist zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe. Der Nachprifungsantrag ist
ebenfalls unzulassig, wenn mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der Mitteilung des
Auftraggebers, einer Rige nicht abhelfen zu wollen, vergangen sind.
Organisation, die zusatzliche Informationen Uber das Vergabeverfahren bereitstellt: Gemeinde
Georgensmund
Organisation, die einen Offline-Zugang zu den Vergabeunterlagen bereitstellt: Gemeinde
Georgensmund
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Organisation, die weitere Informationen fur die Nachprufungsverfahren bereitstellt: Gemeinde
Georgensmuind

Organisation, die Teilnahmeantrage entgegennimmt: Gemeinde Georgensmund
Organisation, die Angebote bearbeitet: Gemeinde Georgensmind

TED eSender: Datenservice Offentlicher Einkauf (in Verantwortung des Beschaffungsamts
des BMI)

8. Organisationen

8.1. ORG-0001
Offizielle Bezeichnung: Gemeinde Georgensmund
Registrierungsnummer: 0917270347
Postanschrift: Bahnhofstralie 4
Stadt: Georgensmund
Postleitzahl: 91165
Land, Gliederung (NUTS): Roth (DE25B)
Land: Deutschland
E-Mail: klaus.wolfsberger@georgensmuend.de
Telefon: 0917270347
Internetadresse: https://www.georgensgmuend.de
Profil des Erwerbers: https://staatsanzeiger-eservices.de
Rollen dieser Organisation:
Beschaffer
Federfuhrendes Mitglied
Organisation, die zusatzliche Informationen Uber das Vergabeverfahren bereitstellt
Organisation, die einen Offline-Zugang zu den Vergabeunterlagen bereitstellt
Organisation, die Teilnahmeantrage entgegennimmt
Organisation, die Angebote bearbeitet
Organisation, die weitere Informationen fur die Nachprufungsverfahren bereitstellt

8.1. ORG-0002
Offizielle Bezeichnung: Vergabekammer Nordbayern bei der Regierung von Mittelfranken
Registrierungsnummer: 12345
Postanschrift: Postfach 606
Stadt: Ansbach
Postleitzahl: 91511
Land, Gliederung (NUTS): Ansbach, Kreisfreie Stadt (DE251)
Land: Deutschland
E-Mail: vergabekammer.nordbayern@reg-mfr.bayern.de
Telefon: +49981531277
Rollen dieser Organisation:
Uberprifungsstelle
Schlichtungsstelle

8.1. ORG-0003
Offizielle Bezeichnung: Datenservice Offentlicher Einkauf (in Verantwortung des
Beschaffungsamts des BMI)
Registrierungsnummer: 0204:994-DOEVD-83
Stadt: Bonn
Postleitzahl: 53119

221985-2024 Page 8/9


mailto:klaus.wolfsberger@georgensmuend.de
https://www.georgensgmuend.de
https://staatsanzeiger-eservices.de
mailto:vergabekammer.nordbayern@reg-mfr.bayern.de

Land, Gliederung (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Land: Deutschland

E-Mail: noreply.esender_hub@bescha.bund.de

Telefon: +49228996100

Rollen dieser Organisation:

TED eSender

Informationen zur Bekanntmachung

Kennung/Fassung der Bekanntmachung: 7dfdedd9-27bf-4792-bd18-f74c83e3aele - 01
Formulartyp: Wettbewerb

Art der Bekanntmachung: Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung — Standardregelung
Unterart der Bekanntmachung: 16

Datum der Ubermittlung der Bekanntmachung: 12/04/2024 12:01:02 (UTC+02:00)
Osteuropaische Zeit, Mitteleuropaische Sommerzeit

Sprachen, in denen diese Bekanntmachung offiziell verfligbar ist: Deutsch
Veroffentlichungsnummer der Bekanntmachung: 221985-2024

ABI. S — Nummer der Ausgabe: 74/2024

Datum der Veroffentlichung: 15/04/2024

221985-2024 Page 9/9


mailto:noreply.esender_hub@bescha.bund.de

	1. Beschaffer
	1.1. Beschaffer
	2. Verfahren
	2.1. Verfahren
	2.1.1. Zweck
	2.1.2. Erfüllungsort
	2.1.4. Allgemeine Informationen
	2.1.6. Ausschlussgründe
	5. Los
	5.1. Los: LOT-0001
	5.1.1. Zweck
	5.1.2. Erfüllungsort
	5.1.3. Geschätzte Dauer
	5.1.6. Allgemeine Informationen
	5.1.7. Strategische Auftragsvergabe
	5.1.9. Eignungskriterien
	5.1.10. Zuschlagskriterien
	5.1.11. Auftragsunterlagen
	5.1.12. Bedingungen für die Auftragsvergabe
	5.1.15. Techniken
	5.1.16. Weitere Informationen, Schlichtung und Nachprüfung
	8. Organisationen
	8.1. ORG-0001
	8.1. ORG-0002
	8.1. ORG-0003
	Informationen zur Bekanntmachung

